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REPUBLIK öSTERREICH 
BUNDESMINISTERlUM 1010 Wien, den ........... ??~ .. : ... Mär~ ............................ 19 7.9 

FüR GESUNDHEIT UND UMWELTSCHUTZ 

Zl. IV-50.004/5-1/79 

Stubenrin& 1· .. · 
Tel.phon 57 56 S5 

Beantwortung 

der Anfrage der Abgeo:l:dneten SEKANINA 
und Genossen an die Frau Bundesminister 
für Gesundheit und Umweltschutz be­
treffend Verwirklichung des Regierungs­
programmes vom 5$ November 1975 und 
darüber hinausgehende Leistungen 

(Nro 2319/J-NR/1979) 

In der gegenständlichen' Anfrage werden an mich 
folgende Fragen gerichtet: 

Z3'1-1/AB 

1979 -03- 2 6 
zu ~3191J 

"1) Welche Punkte des Regierungsprogrammes , die 
sich auf Ihr Ressort beziehen, konnten in 
der zu Ende gehenden Gesetzgebungsperiode 
verwirklicht werden? 

2) Wurden von Ihrem Ressort über die Zielsetzungen 
des Regierungsprogrammes hinausgehende Aktivi­
täten gesetzt und wenn ja welche?t' 

In Beantwortung dieser Anfrage teile ich mit: 

Zu 1l: 

Die mein Ressort betreffenden Punkte der Regierungs­
erklärung vom 5. November 1975 konnten in der zu Ende' 
gehenden Gesetzgebungsperiode voll verwirklicht werden. 
Eine Gegenüberstellung der Punkte der Regierungser­
klärung bzw. der in ihrer DurchfUhrung getroffenen 
Maßnahmen ist als Anlage angeschlossen. 
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Zu 2): 

Die Zielsetzungen des Regierungsprogramms in meinem 
Ressortbereich - Chancengleichheit im Gesundheits­
wesen, Vorsorgemedizin, L~beitsmediziD, Psychohygiene, 
Selbstmordverhütung, 2. Stufe der Krankenanstalten­
reform, FBrderung der Niederlassung freipraktizieren­
der Ärzte, Krebsbekämpfung, Öffentlichkeitsarbeit, 
Umweltschutzpolitik - waren so umfassend, daß sämtliche 
von meinem Ressort gesetzten Aktivitäten in diese Ziel­
gruppen einzuordnen sind. Ich darf daher auch zu dieser 
Frage auf die beigeschlossene Ubersicht verweisen. 

Der Bundesminister: 

L . \, 
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ANLAGE 

BUNDESMINISTERIUM FÜR GESUNDHEIT UND UT.TNELTSCHUTZ 
------------------------~------------------------

Regierungserklärung 

Für die Gcsundheits\Xllitik -wird es not­
wendig sein. durch eine Reihe von Maß­
nahmen die Chancengleichheit in diesem 
so wichtigen Bereich unserer Gesellschaft 
zu verwirklichen. Viele gesundheits\Xlliti­
sehe Postulate. die 1970 erhoben wurden, 
sind heute verwirklicht. 

Bundeseinheitliche Gcsundenuntersu­
chungen, Mutter-Kind-Paß und ähnliche 

Maßnahmen werden ihre Ergänzung da­
durch finden. daß in verst~irktem Maße 
zusammen mit den Ländern und den Trä­
gern der Sozialversicherung die Vorsorge­
medizin weiter ausgebaut wjnt Dabei ist 
vor allem im Hinblick auf besonders ge­
fiihrdetc Bcvölker'ungsschichtcn der Zu­
gang zu den Vorsorgeeinnchtungen zu er-
leichtern. . 

SenkUllH d(\r r--

Siiu ~lin g~st crh!ich k<,'j.t 

Seit Einruhrung der gezielten mcdi/ini­
sehen Betreuung konnte die S:iuglings­
sterbli.:hkeit um 10'1. gesenkt \ ... ·er(l.:n. Es 
wird notwendig sein. den l.cistungsum-
1~lOg des rvluttcr-Kind-Passes zu el'\\\:itern 

und die mcdilinische Betreuung der Ju-
gend ausl.ubauen. . 

Da grumJs:il7liche Prohkme der Ge­
sundhcitsl'lI.)litik in der mmkrncn Gesell­
schaft, insbesondere die Arbcitsmedizin 
und die Psychohygicnc, noch keine ausrei­
chemie Bcrücksichtigurig gerunden h;lhcn, 

. wird ein neues gesunJhcil~politischcs Mo­
dell zu erarbeiten sein. Die Einrichtungen 
zur pS}'l.'hohy!!ienischl!n Betreuung aller 
fk\·ülkl!rllll!!SSI.'hichlen werden :IuS/lIh;\u-; 
en S.:ill. Auf d\!Ol (j\!hiel der Sdhstn1on.J­
verhiitung ist der eingeschlagene Weg: 
weiler zu verfolgen. 

Durchflli'1.rung 

Durch den Mutter-Kind-Paß 
mit seiner regelmäßigen Betreuung 
von Mutter und Kind, sowie durch 
den gleichzeitigen Ausbau geburts­
hilflicher·Abteil~~gen und Neo­
natologiestationen in den Spi­
tälern - zu dem die an anderer 
Stelle erwähnten Förderungsmaß­
nahmen nicht unwesentlich beigetra­

gen haben - ist die §~~~!!~~~~~~~E= 
lic~~eit und die Behindertenrate -------------------------------­.. 
~~!:_~~~g~~2!:~!!:~!! erheblich zurück-': 
gegangen. ".'. 

Insgesamt ist seit den ersten 
Maßnahmen des Ges~~dheitsministeriums 
im Jahre 1972 die Säuglingssterblich­
keit von 26,1 Promille auf 20,5 
Promille im Jahre 1975 
und nach dem derzeitigen 

Stand der Erhebungen auf 14,9 Promille 
im Jahre 1978 reduziert worden. 
Dies bedeutet bereits eine Senkung 
im Bundesdurchschnitt um 43,7 Prozent, 
also eine Senkung ~~ fast die Hälfte 
in nur 7 Jahren. 

Diese Tendenz einer kontinuier­
lich von Jahr zu Jahr sinkenden 
Säuglingssterblichkeit hält erfreu­
licherweise an. 
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Regierungserklärurig Durchführung 

Auch die Müttersterblichkeit 
(durch Geburt) ist die niedrigste, 
die es je in Österreich gab. 

Auch auf anderen Gebieten der 
Gesundheitsvorsorge für mutter und 
Kind hat das Bundesministerium 
für Gesundheit und Umweltschutz 
Initiativen gesetzt. 

So wurden die Kosten der Früh­
erkennung angeborener Stoffwechsel­
anomalien übernommen. Trotz dieser 
Stoffwechselanomalien sind diese 
Kinder nun völlig normal. 

Es vrurden auch die Kosten, der 
Prophylaxe von GesundheitsschädigUngen' . 
durch Rhesusinkompatibilität den' 
Ländern refundiert. 

D~~it vrurden hunderte Familien da~ 
vor bewahrt, ein debiles Kind aufziehen 
zu müssen. 

Ferner hqt das Bundesministerium 
für Gesundheit und Umweltschutz das 
Progra~~für die österreichweiten, 
kostenlosen Gesundenuntersuchungen 
ab-dem 19. Lebensjahr erstellt. 

Da d:i,e Erfahrungen mit dem 
mutter-Kind-Paß und mit den Gesunden­
untersuchungen für Erwachsene gezeigt 
haben, daß die Präventivmedizin-ein 
entscheidender Faktor für die Verhü­
tung von Krankheiten ist, hat sich das 
Bundesministerium für Gesundheit und 
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Regierungserklärung 

:""";",.:" .. : 

Durchführung 

U~Neltschutz in Zusammenarbeit mit 
.dem Bundesministerium für Unterricht .. 
und Kunst entschlossen, auch jedem 
Schüler, ob Volks-Raupt-oder Mittel­
schüler etc., das Recht auf jährlich 
eine Vorsorgeuntersuchung zu ge\vähr­
leisten. Ein diesbezüglicher Entwurf 
eines Bundesgesetzes über die gesund- . 
heitliche Betreuung der Schuljugend 
befindet sich im Begutachtungsver­
fahren • 

. Der arbeitsmedizinischen Betreu-
. ung kommt im Zusamlnenhang roi t der Ge­

sund e rhaltung der Bevölkerung ein hoher. 
Stellenwert zu. In Erken..."'1tnis die~.er· 

Tatsache hat das Bundesministeriurc· für ~ 

Gesundheit und Umweltschutz. ein Pr:ograrnr~ 
zur umfassenden Ausbildung d~r Betriebs­
ärzte unter Bedachtnahme auf modernste 
Gesichtspunkte der arbeitsmedizinisch~n 
Wissenschaft ausgearbeitet. Gemäß 
diesem Programm werden erstmalig in 
Österreich vierv'löch~ge Ausbildungs~ 
kurse für Betriebsärzte beim Öster­
reichischen Bundesinstitut für Ge~ 
sundheitswesen durchgeführt. 

~~ 27. Mai 1975 ~vurde der 

~~!.!~~_!g!_~~l~hi~~!!Q_!i:tg~~~~ und . 

am 20. Feber 1976 der ~~!!~~~E~.!!~~ 
für Behinderte· errichtet. Diese Bei--------,-------
räte wurden ins Leben gerufen, um·: 

den Bundesminister für Gesundheit 
und Umweltschutz in seinen Bestre­
bungen hinsichtlich der Verbesserung 

...... I . 
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Regierungserklärung Durchfüh~ 

und ~Toderni'sierung der psychiatrischen 
Versorgung der Bevölkerung und einer. 
Besserstellung der Behinderten in ihren 
gesundheitlichen, sozialen und beruflichen 
Chancen beratend und begutachtend zu 
unterstützen •. 

Der Beirat für Psychische 
Hygiene hat dem Bundesmini­
sterium für Gesundheit und 
Urn\'leltschutz Leitlinien hin­
sichtlich der weiterenPla-
nung des Bundeskra~~enan-

i 
staltenplanes gesetzt und z.war '. i 

! inz\'leifacher Rins icht: 

1. Eine Trel1Jlung der 
geistig Behinderten aus den· 
PSYChiatrischen Krankenan­
stalten herbeizuführen und 

2. ~~eSchaffung von 
Psychiatrisch-Heurologischen . 
Abteilungen an den SCh'ller­
punl;:tkranlren.."l1äus ern. 

Ferner 'vrtlrde der Österrei­
chischen Gesellschaft für 
Psychische Hygiene, Landes­

-- gruppe Steiermark, ein For-
schungsauftrag "Evaluierung 
der Arbeit eines Beratungs­
zentrums .' für psychische und 
soziale Fragen lf erteilt. Diese 
Pro j ekts tudie liegt auf der:· 
Linie des Bundesministeriums 
fUr Gesundheit und Um'\'ielt­
schutz, die psychiatrische 
Versorgung der österreichi­
schen Bevölkerung zu moder­
nisieren und zu humanisieren.' 

." ." 
"'.' "-~---~''''''''-'----.~~..:.....,-:--.. : ... ,.,. .... ~ 

jO 

·1 
i 
I • 

I 

.. ~ • ; .+ 
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Regierungserklärung 

2. St lJ fe der Sp itaJsrl'form 
In dicser Legislaturperiode soll die 

2. Stufe der Krankenanstaltcnrcrorm ver­
wirklit:ht Y;'erd\!n: auch unsere Allen. die f 
• > • f 

psychisch Kranken und die Bchindenen 
sollen entsprechend versorgt werden kön· 
nen, Dazu werden gesetzgcbcriSl:he :-'laß­
nahmen notwendig S\.:in. wie ein Finanzie­
rungsgesctl. um die Finanzierung des ge­
samten Krankenanstaltenwcs\!ns. ein· 
schließlich der Akutbcucnversorgung. den 
jeweiligen Erfordernissen anzupassen und 
sicherzustellen. 

Durchführu..l1.g 

Auf dem Gebiet der Selbstmord­
verhütung ~~rde durc~ großzügige Sub­
ventionierung des mit Unterstützung 
des Gesundheitsministeriums gegründe­
ten Vereins "Kriseninterventions­
zentrum" ermöglicht, daß der Verein 
ein ambulantes Behandlungszentrum 
in Wien installieren konnte. Dieses 
Zentrum vrurde am 13. Juni 1977 er­
öffnet. Es wird stark frequentiert. 

Das Bundesministerium für Ge­
sundheit und Um\veltschutz hat 
einen österreichischen Kranken­
anstaltenplan in zwei ,Teilen 
(A-Akutversorgung, B-Langzeit:­
und Sondervers orgung) ausgear- " 
bei tet, der die von der zweiten': 
Novelle zum Krankenanstaltenge-: 

. setz; BGEl. Nr. 281/1974, 
festgelegten Gliederungs­
prinzipien und Ninimalan­
forderungen der Krankenan­
stalten (~tadard-, Schwer­
punkt- und Zentralversor­
gung) in einen gesamt~ 
österreichischen Regional­
plan umsetzt. Teil B befaßt 
sich mit 'der Langzeit- und 
Sonderversorgung , also mit 

, 
der Betreuung von chronis c~ 
Kranken, psychisch Kranlcen 
und Behinderten. In diesem 
Teil \'lird ein Katalog 'von 

,notwendig erscheinenden Ver­
sorgungsrichtlinien angeführt 
und für die einzelnen Grupp,en 
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Regierungserklärung Durchführung 

der Betreuungsbedürftigen angegeben, 
welche Einrichtungen in welcher regionalen 
VerteiltL~g vorhanden sein müssen. 

Am 31. August 1978 V'lUrden ein 
zwischen dem Bund und dene Ländern auf 
Grund des Artikels 15a B-VG abgeschlosse-­
nen Vereinbarung über eine Neuregelung 
der Kranken~~staltenfinanzierung unter 
BGB1. Nr. 453 im Bundesgesetzblatt ver­
lautbart. 

Auf Grund dieser Vereinbarung werden 
- in den nächsten Jahren den Krankenanstal­
ten in den einzelnen Bundesländern wesent­
lich mehr Mittel - praktisch eine yer­
doppeltL~g - zur Verfügung gestellt'we~den, 

-als dies bisher der Fall gewesen 'ist< 
Durch die zwischen Bund ~~d Ländern 

abgeschlossene Vereinbarung sowie durch. 
die Schaffung eines Krankenanstalten-
zu sarmnenarbe i tsfonds auf gesetzlicher 
Basis wurde eine großzügige Finanzierung 
der Krankenanstalten sichergestellt. -Zu­
gleich wurde die Grundlage dafür ge-
legt, daß die Spitalsversorgung der 
österreichischen Bevölkerung unter gleich­
zeitiger Bedachtna~~e auf den wi~t­
schaftlichen Einsatz der zur Verfügung 
stehenden sachlichen und persönlichen 
Ressourcen eine optimale Entwicklung 
nimmt. 

2311/AB XIV. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original)8 von 18

www.parlament.gv.at



Regi e ru_ng s e rklärttng 

Unlfa""lt'llde 
IHedizini..,che \'e!"\Orgung 

Die medizinische Versorgung der Be­
völkerung innerhalb und außcrhalb des 
Krankenhau~s wird zu einem integrierten 
Sysh:m ausgebaut werden. in dem nieder­
gdass~nl! '\wc. i\ftcllllkhc, s(l/ialmcdili­
nisdlc lind OClri.:bsmcdi/inisdl": Dienste 
und die Spil:ilcr kUI11criicrt ZlIsammcli\\-ir­
ken. Eine besondere Förderung wird der 
Niellcrlassung der frcipraktilierendcn 
ÄrLte zukommen. 

Ein onkologisches Zerltntm, tbs Krebs­
.forschung und Krcbsochandlung koordi­
niert, wird die begonnenen Maßnahmen 
im Kampf gegen den Krebs auf eine brei­
tere Basis stellen. 

.Dt'.rchfüh~ 

Durch die Novelle zum itrztegesetz, 

BGBl. Nr () 4-25/rI975 J wurde bestirr:mt. daß 

an Krankenanstalten so viele Ärz'~e zu. 
beschäftigen sind, daß höchstens auf 
je 30 Spitalsbetten ein in Ausbildung 
zum -praktischen Arzt stehender Arzt ----------------
entfällt. Durch diese Bestimmungen 
vrurden an den Krankenanstal teu zusätz­
liche Ausbildungsposten für praktische 
Ärzte geschaffen" 

Die Zahl der promovierten Medi~ 
ziner ist von 1200 im Wintersemester 
1973/74 auf 2200 im Wintersemester 
1977/78 angestiegen 9 wodurch in. abseh­
barer Zeit der derzeit bestehende Mangel 
an praktischen Ärzten behoben sein wird. 

Um den Engpaß bei den Ausbildungs­
stellen zu beseitigen, werden seit 
Oktober 1976 vom Bllndesministerium für 
Gesundheit und Umweltschutz· Förderungs-· 
bei träge fü_r die Spi talausbildung ~~!E 

E!9:~!t~.2g~~_~!~! gewährt, womit im 
Bedarfsfall 300 zusätzliche Ausbildungs­
rnöglichkei ten geschaffen i'mrden~ 

Seit BegirJl der Aktion (Oktober 
1976) bis Dezember 1978 wurden in ganz 
Österreich bisher 1.70 Ärzte aus diesen 
Bundesmitteln (an die Rechtsträger von 
Krankenanstalten) gefördert. 
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:Regierungserklä:n.mg Du !'chführung 

Die Zahl der an Krankenanstalten 

Österreichs i.nsgesamt ,?;g_~!:!§E,?;l~~ 
stehenden Ärzte konnte von 2.704 ---------------
(Stand Dezember 1973) auf 4.224 (Stand 
Dezember 19(8) gesteigert werden, 
was einem Zuwachs von rund 55 % 
entspricht. 

Im Rahmen der Facharzt-

~~~E,?;l~~g hat der Wissens­
zuwachs in den letzten 
Jahren eine Reihe von Sub­
spezialisier~ngen im Rah­
men bestehender Sonder­
fächter notwendig gemacht. 
Mit der Novelle zur Ärzte­
Ausbildungsordnung, BGBl. 

Nr. 529/1975, wurde eine 
ergänzende spezielle Aus­
bildung in Kinderchirurgie, 
plastischer Chirurgie, Nuk­
learmedizin, Kinderneuro­
psychiatrie, sowie Mund-, 
Kiefer- und Gesichtschirur­
gie im Rahmen tlestehender 
Sonderfächer eingeführt. 
Mit der Novelle zur Ärzte­
Ausbild~~sordnung, BGB1. 
Nr. 661/1976, wurde der 
Facharzt für Neurochirurgie 
in Österreich eingeführt. 
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Regierungserklärung Durchfübru.l'lg 

Die Zahl der Ausbildungs~ 
stellen zum Facharzt konnte 
von 885 (Stand 310 Dezember 

:> 1976) auf 972 (Stand 31 .. 
Dezember 1977) erhöht wer­
deno 

Die Zahl der zahnmedi­
zinischen Ausbildungsplätze 
bz\oJ 0 die Zahl der bezahlten 
Ausbildungsstellen konnte 
wes entlieh erhöht ,,,erdeno 
Zur Bes chleunigung der­
Schaffv~ zusätzlicher Aus­
bildungsstellen hat das 
Bundesministerium für Ge­
sundheit und Umweltschutz 
aus Mitteln der Krarucenan­
stalten-Investitionsförderung, 
im Jahre 1976 für die appara­
tive Ausgestaltup..g der Zahn­
klinik Innsbruck einen Be­
trag von S 5,0000000,-- ge­
leisteto Für'die apparative 
Ausstattung der Zahnklinik 
in Graz vmrde 1977 ein Bei­
trag von S 1,5000000,-- ge­
vJährt. 

Zur Gewährleistung einer umfassenden 
medizinischen Versorgung ist neben der 
erforderlichen Zahl von Ärzten auc'h 
das Vorhandensein eines qualifizierten 
Krankenpflegepersonals notwendig. Durch 
die Reform der Ausbildung des Kranken-
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Regierungserklärung 

<"-' ".... •• .~ -': .' 

. Durchführung 

pflegepersonals konnte die Attraktivi­
tät der Krankenpflegeberufe wesentlich 
gehoben werden. Durch die gezielten 
Förderungsmaßnahmen des Bundesmini­
steriums für Gesundheit und Umwelt-: 
sch1 :ctz wurde die Zahl der Krankenpflege­
schulen th~d der Schulen für das sonstige 
medizinisch-technische Personal vermehrt 
und die Zahl der Ausbildungslehrgänge 
erhöht. Dadurch wird auch in Zukunft die 
entsprechende Betreuung der kranken 
Menschen 1 die in der Vergangenheit wegen 
Personalmangels vielfach gefährdet war, 
innerhalb und außerhalb des Krankenhauses 
sichergestellto 

Der Ausbau des Systems der medl- " .. I 
zinischen Versorgung der Bevölkerung',: I 
außerhalb des Krankenhauses wuJ?de d,*chl 

Berei tst ellung von S~bventione~ für . I. 
die Entwicklung des Arztefunkd~enstes i· 
sowi~ durch die Schaffung der mobilen 
Krankenschwester maßgeblich gefördert. 
Damit wurde ein wesentlicher Beitrag 
zur Entlastung der Spitäler geleistet. 

Für die Aktion "Kampf dem Y..rebs" 
wurden zusätzliche 140·Millionen 
Schilling zur Verfügung gestellt. 
Die apparativen Einrichtungen in 

; 
I 

i 

. ; 

Krankenanstalten, die der Krebs- . 'l 

bektimfung dienen, wurden gezielt 
ausgebaut v Außerdem wurde im 
Rahmen der Vorsorgemedizin ein 
Sonderprogramm zur Krebsfrüher­
kennung erstellt. 

"": ., 
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Regierungserklärung 

G csundhcitsbCV'itlßtscin' 
fijrdern! 

Viele der Aufgab.:n eines modernen 
('resundhdtswcscns sind nur lU verwirkli­
chcn wenn das G.:sundhdtsb.:wuBtsdn 
des ~inzclncn wirksam gclOrJcrt wird. 
D.!mgem:iB ist Gcsundhcitspolilikin be­
sonders hohem Maße auch Öffentlich­
keitsarbeit. 

'1 
1 

Durchführung. 

Um das Ges'llndheitsbewußt­
sein und den Informations­
stand der Bevölkerung zu 
förd'ern, ,vurden zahlreiche 
Druck- und Informations­
schriften veröffentlicht. 
Davon seien die wichtigsten 
genannt: ' 

Charta des Patienten (Patienten­
rechte) 
Der Patient im psychia-

,trischen Krankenhaus 
Ich 'bin zu dick (Ernährungs­
fibel für Jugendliche) 
Mein Kind soll zu dick sein? 
(Ernähru:ngsfibel für Klein­
kinder) 
Babjrkalender (Leitfaden für 
junge l'1:ütte'r) 
Lärmfibel 
Raucherfibel 
Pflanzen 
Umwelt 

Gradmesser der 

Umweltschutzfibel (Lernbe­
helf für Schulen) 
Gelbe Bibliothek (Informa-
tion über Infektionskrank­
heiten). 

, . 

2311/AB XIV. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original) 13 von 18

www.parlament.gv.at



, . 
Regierungserklärung 

U nsereUnn'}TIt 
nocl'.·· hor,ser S'''!l,;; }:NH1' .. ..k . 11.)'-... ... 7... .. ~i",,,,,o\.J,,-i • 

, In der kommenden legislaturperiode 
gilt es, diese erfolgreich begonnene Um-

weltschutzpolitik fortzuführen und in 'I 
Üt>en:instirnmung mit ckn wirts~:halisr()li. , 
tischen Pril)ritüten weiter zu entwickeln. : 
Die Bundesregierung wird dem National- .) 
mt in dic ... em Sinn auch einen G:sctles- i 

entwurr vorlegen. der das Bundcsministe- I. 
rium für Gesundheit lind Umweltschutz 
in verst:irktem Maße in die Lage versetzt, 
seine Aufgaben auf dcm Gebiete des Um­
weltschutzcs wahrzunehmen. 

, Durchführung 

Da durch die 'derzeitige Kompe­

tenzsituation ein wirksamer Umwelt­
schutz sehr erschwert wird, hat das 
Bundesministerium für Gesundheit und 
Umweltschutz Grundlagen für eine Neu­
festsetzung der Kompetenzen inner­
halb der Bundesregierung und für 
eine sinnvolle Erweiterung und Ab­
rundung der Umweltschutzkompetenzen 
des Bundes erarbeitet. In diesem 
Zusammenhang wird vor allem den 
Problemkreisen der Emissions-und 
Immissionsbeschränkung sowie der 
Abfallwirtschaft besonders Rechung 
getragen. 

Auf der Grundlage eines vom 
Bundesministerium für Gesundheit· 
und Umweltschutz herausgegebenen "Rahmen-, 
konzepts für die Abfallbeseitigung .Öster"': 
reichs",wurde vom Ressort ein Müll-' 
beseitigungsplan ausgearbeitet, der 
Verbesserungen in.der Umweltfreundli­
chen Wiederverwertung erreichen soll. 

Im einzelnen wurden als fach­
liche Beiträge die Richtlinien 3 
und '4 (Bleikerzenmethode und Berger­
hoff-Verfahren), ·die Richtlinie 5 
(Empfehlungen über die Lärmbelastung), 
die Richtlinie 6 (Bestimmung von 
Fluoriden mit den Silberkugelsorptio~s­
verfahren), die in der weißbl!luen 
Buchreihe des Bundesministeriums 
herausgegeben wurden und die vorläu­
fige Richtlinie Kohlenmonoxid, die das 
Ressort in der weiß~grünen Reihe pu­
blizierte. 
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Regierungserklärung Durchführung 

Ein bedeutender Schwerwpunkt der 

Tätigkeit des Bundesministeriums für 
Gesundheit und Umweltschutz lag in 

der Zweckforschung. Die im Jahre 1974 
eröffnete Publikationsreihe "Beiträge 
zum Umweltschutz" dient der Veröffent­

lichung von Ergebnissen der Zweck­
forschung und Zweckforschungsförde­
rung. Diese Arbeiten bilden eine wert­
volle Basis für eine effiziente Pla­
nungstätigkeit und helfen bei der 
Entscheidungsfindung der einschlägigen 

öffentlichen und privaten Stellen. 

Das Bundesministerium für Ge­

sundheit und Unmveltschutz hat ferner 
seine Aktion, die Bundesländer mit" 

Geräten zur Messung urnweltschädigen- .: 
der Substanzen sowie mit Umwel tmeßwa-"' 

gen als f~hrbare Meßplattformen aus­
zustatten, fortgeführt, sodaß nu..."1.'1lehr 
alle Bundesl~~der über derartige Ein­

richt1h~gen verfUgen. 

Durch die Vergabe von Meßge­

räten an alle Bundesländer - 1h~d zwar 
jeweils Geräte derselben Bauart - so­
wie durch die vom Bundesministerium 

. für Gesundheit und Umweltschutz erar­
beiteten einheitlichen Meßmethoden ist 

eine einheitliche Erfassung der.Umwelt­
situation in Österreich gewährle'istet .. 

Der Erfolg der Geräteaktion 

zeigt sich bereits derzeit in einer 
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. Regierungserklärung Durchführung 

immer genaueren und engermaschigen Er­
fassung von umweltfremden und umwelt-> 
schädigenden Substanzen, die eine wert­
volle und unerläßliche Grundlage für 
alle Maßnahmen auf dem Gebiete des Um­
weltschutzes darstellt. 

Neben 
Langzeitbeobachtungen haben sich die 
vom Bundesministerium für Gesundheit 
und UrrNleltschutz zur Verfügung ge­
stellten Geräte durch den jederzeit 
möglichen konzentrierten Einsatz an 
neuralgischen Pur.L~ten auch ~insicht­
lich der raschen Erfassung einer kon­
kreten Umweltsituation bewährt. 

Auch auf dem Gebiet des Strahlen­
schutzes V'lUrden die geslLl1dheits- und· .~ 

umweltschutzpolitischen Aktivitäten 
während der laufenden Legislaturperiod,"e 
weiter ve~stärkt. 

Im Auftrag des BtLl1.desministeriums .... 
für Gesundheit und Umweltschutz ~~rden 
die Beobachtungsstationen bei Bezirks­
verwaltungsbehörden im Sinne des 
Strahlenschutzgesetzes zum Zwecke"der 
raschen Erkenn~l1.g von großräumigen An­
stiegen von Strahlenpegeln weiter aus-

, 

'gebaut. Als langfristiges Ausbauziel ' 
sind etwa 300 Beobachtungsstationen, 
verteilt über ganz Österreich, vorge­
sehen. Dieses Strahlenwarnsystem wird 
mi t Hilfe der bereits in Angriff ge- ... 
nommenen Datenfernübertragung ·über ein 

. Strahlenschutzmeldenetz (Fernwirksystem) , 
das alle Stationen mit den Warnzentra-
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Regierungserklärung Durchführung , 

len der Länder und des Bundes verbindet, 
als Strahlenfrühwarnsystem für Anlaß­
fälle der umfassenden Landesverteidigung 
dienen. 

Zur großräumigen Überwacht4~ des 
Bu.."'l.desgebietes wurden Radioaktivi täts­
messungen in der Luft, in Niederschlägen 
und in Lebensmitteln durchgeführt. 

Das Lebensmittelgesetz 1975 trägt 
dem Gesundheitsschutz des Verbrauchers 
in einer die Fortschritte von Wissen- . 
schaft und Technik berücksichttgenden . 
Weise ReclL1'1ung. Schon die bisherigen 
Ergebnis.se der Lebensmi ttelüberwachl.lng 

··lassen die Vorzüge dieses Gesetzes voll 
erkennen. Zehn Verordnungen wurden be~ 
reits erlassenjinsbesondere.wird auf 
die Schädlingsbekämpfungsmittel-Höchst­
werteverordnung, die Verordnung über die 
Einfuhr von Eipräparaten, die Konser­
vierungsmittel-Verordnung, die Verord­
nung über Extravrurst , die LebeJ:?-smi ttel­
importmeldeverordnung t4"'l.d die Zusatz­
stoffkennzeichnungsverordnung hingewie­
sen. Weitere Verordnungs entwürfe werden 
derzeit von einem eigens hiezu-einge­
setzten Expertenkomitee beraten •. 
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.......... 

Außerdem \vurde die Tätigkeit der 
Lebensmitteluntersuchungsanstalten im 
Sinne eines verstärkten Konsumenten­
schutzes wesentlich intensiviert. Bei 
den Untersuchungsprogrammen wurden neue 
SchwerptL~te gesetzt. Hier ist vor allem 
die verstärkte Überwachung von Pestizid:" 
rLickständen auf Lebensmitteln und das 
Programm für die e~veiteren bakteriolo­
gischen Lebensmitteluntersuchungen 
zu nennen. 

- . 

·1 
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